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		Über dieses Buch

		Ob in der Ukraine, in Syrien oder im «Ölkrieg» gegen Venezuela – Konflikte um Grenzen und Machtansprüche auf Territorien gestalten sich heute komplexer denn je. Zugleich erleben wir den Beginn einer neuen Art von Geopolitik, die unter fast paradoxen Vorzeichen steht: Ihre Akteure sind supranationale Organisationen oder Netzwerke, zu ihnen zählen Konzerne, Terrorgruppen und Hacker. Sie selbst sind nicht mehr an feste Gebiete gebunden, auf denen sie verwundbar wären, sie entziehen sich der territorialstaatlichen Politik und können diese dadurch umso leichter treffen. 
Herfried Münkler erklärt diese asymmetrische «Raumrevolution» und erläutert ihre möglichen Folgen im historischen Vergleich mit früheren geopolitischen Umbrüchen. Und er legt dar, wie sehr die netzwerkartigen Machtstrukturen schon jetzt Staaten beeinflussen und die künftige Geopolitik verändern: Klassische territoriale Verteidigung wird eine immer geringere Rolle spielen, die neue Raumverteidigung wird sich mehr und mehr dem Ausspähen von Kommunikation und Daten widmen, physische Grenzen und mit ihnen die Nationalstaaten werden an Bedeutung verlieren. Die Veränderungen, die all dies mit sich bringen wird, lassen sich heute erst erahnen – aber man muss die neue Geopolitik verstehen, um für die Herausforderungen des 21. Jahrhunderts gewappnet zu sein.
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1.
Räume bedürfen der Rahmung; sie können nicht endlos und ohne Grenzen sein, jedenfalls dann nicht, wenn es sich um politische Räume handelt. Wo Räume grenzenlos sind, verlieren sie die Bestimmtheit des Plurals und werden zum unbestimmten Kollektivsingular «Raum». «Raum» ist deswegen auch kein eigentlich politischer, sondern vielmehr ein philosophischer oder physikalischer Begriff. Die Genese einer politischen Ordnung hängt an der Begrenzung von Räumen und an der Grenzziehung in Räumen, mithin an der Eingrenzung des Raumes, für den eine politische Ordnung Geltung beansprucht. Das gilt selbst für Großreiche, die in ihrer Selbstdarstellung den Anspruch erheben, eine «Welt» zu beherrschen. Sieht man genauer hin, so beschränkt sich diese «Welt» jedoch auf einen Raum, der auf den Imperiumskarten ins Zentrum gerückt ist und an dessen Rändern und Peripherien die Zivilisation vermeintlich endet.[1]
Dagegen steht die Unendlichkeit des Raumes für die Abwesenheit einer politischen Ordnung. Wenn «Raum» also eigentlich kein politischer Begriff ist, so gehören «Räume» unbedingt ins Grundvokabular des Politischen. Und wenn es die Grenzziehung ist, die dem Raum beziehungsweise den Räumen einen politischen Charakter verschafft, so kann sie sowohl scharf markiert und stationär sein – im Englischen spricht man dann von border – als auch aus Grenzräumen anstelle von Grenzlinien bestehen, die sich obendrein im Verlauf der Zeit verschieben – und das heißt im Englischen frontier. Wie die Grenzen jeweils beschaffen sind, ist für die Qualifikation eines Raumes also politisch nicht ausschlaggebend; entscheidend ist nur die Begrenzung, sie verwandelt den vorpolitischen Raum in politische Räume. In der Regel sind die scharfen Grenzlinien, mit denen politische Räume präzise voneinander getrennt werden (borders), einem Staatensystem, also einer polyzentrischen Ordnung zuzurechnen, während Grenzräume, in denen ein Herrschaftsanspruch allmählich an Durchsetzungsfähigkeit verliert, einer imperialen Ordnung unipolaren Typs zugehörig sind. Staaten grenzen unmittelbar aneinander; Imperien beherrschen «Welten», und an ihren Rändern verläuft sich die politische Ordnung in einem Raum, der keine Ordnung kennt – jedenfalls nicht aus der Perspektive des raumordnenden Imperiums.[2]
Diese scharfen oder weichen Grenzziehungen können geprägt sein durch geologische Formationen, wie Gebirge, Flüsse, Seen und Meere, durch zivilisatorische Unterschiede im weitesten Sinn oder aber durch technologische Fähigkeiten, wie die Beschleunigung der Bewegung: von der Nutzbarmachung von Pferden und Kamelen über den Bau von Booten und Schiffen und der Erfindung des Rads bis zum Zeitalter der Eisenbahn. Raumverändernd können sich auch erweiterte meteorologische oder klimatische Kenntnisse auswirken. Für die Frage nach der Genese politischer Räume heißt das, dass Grenzen nicht von Natur aus gegeben sind, sondern permanent neu hergestellt werden und dass die Politik dabei durch die Veränderung des verfügbaren Wissens und der technologischen Fähigkeiten immer wieder aufs Neue unter Zugzwang gesetzt wird. Die wachsenden Kenntnisse und Fähigkeiten führen dabei in der Regel zu einer Raumschrumpfung: Was vorher groß und weit erschien, kommt den relevanten Akteuren mit einem Mal eng und klein vor. Im 19. Jahrhundert hat die Eisenbahn eine solche Raumschrumpfung bewirkt, im 20. Jahrhundert war es zunächst das Flugzeug und dann das Internet. Es hat in der Geschichte freilich auch die gegenteilige Entwicklung einer Raumdehnung gegeben, etwa infolge der Erosion einer politischen Ordnung und ihrer Infrastruktur, wie beim Zerfall des Römischen Reichs, als die imperialen Kommunikations- und Handelswege zusammenbrachen und an die Stelle eines politisch wie wirtschaftlich integrierten Großraums eine Fülle kleinräumiger Ordnungen trat.
Raumrevolutionen haben immer wieder zur Verschärfung der politischen Kämpfe und militärischen Konflikte geführt, weil sie mit neuen Formen der Raumnahme verbunden waren, die zuvor außerhalb des Möglichen lagen. Raumrevolutionen zerstören die ethischen und rechtlichen Selbstbindungen, die sich das Militär unter der Voraussetzung eines wesentlich gleichartigen Zugriffs auf den Raum auferlegt hatte. Symmetrische Kriege zwischen gleichartigen Akteuren, also Kriege, in denen keiner der beteiligten Akteure die Effekte einer Raumrevolution ausschließlich für sich nutzen kann, sondern in denen alle Beteiligten einen ähnlichen Zugriff auf Raum und Zeit haben, brachten meist nur geringfügige Grenzverschiebungen mit sich.[3] Dagegen sind Eroberungen im Gefolge von Raumrevolutionen häufig raumgreifend gewesen und haben die politische Ordnung eines Großraums von Grund auf verändert. Besonders umstürzend waren Raumrevolutionen dann, wenn die aus ihnen erwachsene Raumnahme sich nicht als Eroberung, sondern als Entdeckung dargestellt hat. Das war zumal dort der Fall, wo eine fortgeschrittene Zivilisation auf Gesellschaften traf, die noch nicht die neolithische Revolution durchschritten und dementsprechend kein Eigentum an Grund und Boden ausgebildet hatten. Verfügungsansprüche gründeten sich in den Jäger- und Sammlergesellschaften darauf, dass Tiere erlegt oder essbare Pflanzen gesammelt wurden; die Vorstellung von Eigentum an Grund und Boden, also eines mit Rechtsgründen erfolgenden Ausschlusses anderer von der Nutzung eines bestimmten Territoriums, existierte bei den Jägern und Sammlern noch nicht. Sie konnte sich in einer nomadischen Lebensweise nicht ausbilden. Sie entstand erst mit der stationären Bearbeitung des Bodens oder dem Züchten von Haus- und Herdentieren und wurde zur rechtlichen Seite einer Begrenzung von Räumen, die das Leben der Menschen grundlegend veränderte. Grund und Boden wurden nunmehr mit Eigentumsansprüchen und entsprechenden Markierungen überzogen, um kollektiv oder individuell exklusive Nutzungsrechte sichtbar zu machen. Seit der neolithischen Revolution, also dem Übergang der Gesellschaften vom Stadium der Jäger und Sammler zu dem von Ackerbau und Viehzucht, wurden Eigentumsansprüche in Form von Grenzziehungen in den Boden «eingeschrieben» – als Grenzsteine oder Zäune, und der Respekt vor diesen Markierungen wurde notfalls mit Gewalt durchgesetzt.
Die Expansion Europas nach Asien und in die Neue Welt seit dem 15. Jahrhundert war die Folge einer weiteren Raumrevolution, und durch sie sind die politischen und gesellschaftlichen Grenzen in globalem Maßstab neu gezogen worden. Der Geograph Ernst Kapp[4] hat die mit dem epistemischen und technologischen Fortschritt verbundene Raumschrumpfung, die gesteigerte Beherrschung von Räumen aufgrund gewachsener Machtressourcen, geographischer Kenntnisse und technischer Fähigkeiten, als eine Abfolge von potamischen, thalassischen und ozeanischen Großreichsbildungen beschrieben. Auf die Reichsbildungen an den großen Flüssen (potamoi), am Nil, an Euphrat und Tigris, am Jangtse und am Gelben Fluss, folgten Reichsbildungen, die um ein Binnenmeer (thalatta) zentriert waren, wie etwa das Imperium Romanum, die Seerepublik Venedig oder die schwedische Reichsbildung des 17. Jahrhunderts um die Ostsee herum, bis es schließlich zum Aufstieg von Reichen kam, für die der Ozean die Quelle der Machtentfaltung und ihres Reichtums war. Mehr noch als Spanien war Großbritannien ein Profiteur der ozeanischen Raumrevolution.[5]
Die großen und folgenreichen Raumrevolutionen haben die bestehenden Ordnungen ausgehebelt und diejenigen zu Gewinnern gemacht, die als Erste das neue Wissen verstanden und sich die zu seiner Nutzung erforderlichen Fähigkeiten angeeignet haben. So sind im 15. beziehungsweise 17. Jahrhundert die seaborn empires der Portugiesen und Niederländer entstanden, deren zeitweilige Macht und Größe gerade nicht aus der Verfügung über festen Boden erwuchsen, sondern aus einer Flotte und den nautischen Fähigkeiten, durch die sie die Ozeane als den zuvor zwar befahrbaren, aber nicht beherrschbaren Raum in eine Quelle ihrer Macht und ihres Reichtums verwandelten. Seeherrschaft war die Schlüsselkategorie dieser erstaunlichen Reiche, und mit ihrer Hilfe gelang es den seaborn empires, die von den Landmächten geschaffenen Machtkonstellationen mit einem überschaubaren und für diese eher kleinen und schwachen Akteure tragbaren Kostenaufwand zu verändern und sich dabei selbst eine Position zu verschaffen, die ihnen zu Lande nie und nimmer zugekommen wäre: Portugal und die Niederlande sind dafür die wichtigsten Beispiele.[6]
Die Raumrevolution des 15. bis 17. Jahrhunderts und ihre Folgen wurden hier ausführlicher beschrieben, weil sie als Analyseraster dienen können, um die dramatischen Veränderungen zu beschreiben und zu begreifen, die im Übergang vom 20. zum 21. Jahrhundert bereits stattgefunden haben beziehungsweise uns noch bevorstehen. Während die Seereiche der Holländer und Portugiesen nämlich letzten Endes territorial verankert blieben – auch wenn es sich dabei eher um kleine, fast unscheinbare Territorien handelte –, ist es in unserer Gegenwart zum Aufstieg nichtterritorialer Politikakteure gekommen, die keinen body politic, keinen politischen Körper ausgebildet haben und dadurch kaum verwundbar und ergo auch in kein Abschreckungsregime einzubinden sind. Damit meine ich nicht nur Terrornetzwerke wie etwa al-Qaida, sondern auch Militärdienstleister, so genannte Private Military Companies, die eine eigene Politik zu treiben in der Lage sind. Schließlich gehören dazu aber auch jene Großspekulanten, die mit ein paar Computerklicks die Volkswirtschaften ganzer Staaten erschüttern können. Die Raumrevolution, mit der wir es zu tun haben, ist dadurch gekennzeichnet, dass die Epoche des Territorialstaats als Monopolist des Politischen zu Ende geht und sich mit dem Ende dieser Monopolstellung auch die Grammatik von Krieg und Frieden grundlegend verändert. Das ist die These, die nachfolgend entfaltet werden soll.
2.
Bevor wir dazu kommen, soll zunächst aber noch ein kurzer Blick auf die Verarbeitung dieser Raumrevolutionen in der politischen Theorie geworfen werden: In einer Mischung aus deskriptiven und präskriptiven Elementen geht es politischer Theorie darum, die Dimensionen der Veränderung zu erfassen, ihre Möglichkeiten und Perspektiven auszuloten, strategische Optionen zu durchdenken und Vorschläge zu machen, wie die neuen Grenzziehungen normativ begründet werden können. Die politiktheoretische Reflexion von Raumrevolutionen umfasst also immer zweierlei: eine möglichst präzise Vergegenwärtigung der neu entstandenen Lage mitsamt einer Evaluation der Stärken und Schwächen der Mächte, welche die Räume beherrschen oder unter sich aufteilen, und die Entwicklung einer normativen Ordnung, in der die Ergebnisse der Raumrevolution als eine für alle Seiten akzeptable, das heißt aus Rechtsgründen und nicht bloß im Hinblick auf die Machtkonstellationen zu akzeptierende Ordnung dargestellt und für verbindlich erklärt wird. Erst diese normative Fassung der Ergebnisse einer Raumrevolution sichert das friedliche Zusammenleben der Menschen beziehungsweise gibt die Regeln vor, nach denen Konflikte notfalls auch gewaltsam ausgetragen werden.[1]
In der Regel bestimmen die Profiteure von Raumrevolutionen auch das Neuarrangement der Werte, Normen und Regeln, die für die veränderte Ordnung der Räume gelten, und all diejenigen, die im Gefolge einer Raumrevolution ins Hintertreffen geraten sind, müssen sich darauf beschränken, gewisse Schutzrechte für sich zu bewahren und Rudimente der alten Ordnung aufrechtzuerhalten, also eine Übergangsphase zu konstituieren, während der sie die Zeit finden, sich auf die neue Ordnung einzustellen. Sie mögen dabei mehr oder weniger erfolgreich sein – die Profiteure der Raumrevolution sind jedoch die Gestalter der neuen Normordnung, und sie sind es nicht zuletzt deswegen, weil die von ihnen forcierte Raumschrumpfung zu einem erhöhten Bedarf an Generalisierungen und Universalisierungen führt, gegen die die Verteidiger der alten Raumordnung, die als Repräsentanten des Partikularen, des Kleinräumigen, des Beschränkten und Bornierten auftreten, auf Dauer keine Chance haben. Sie sind die Verlierer der die Raumrevolution begleitenden Normrevolution. Das heißt: die normative Ordnung einer Gesellschaft und der sie umgebenden politischen Ordnung ist immer auch ein Produkt der dominierenden Raumvorstellung. Dabei gilt als Faustregel: Je größer und weiter die Räume, die politisch und wirtschaftlich integriert werden müssen, desto stärker und folgenreicher sind die Universalisierungsimperative, denen Recht und Moral zu genügen haben. Raumrevolutionen befeuern eine Transformation von (partikularen) Werten in (universelle) Normen und sind damit die Voraussetzung für einen Prozess, den wir als «moralischen Fortschritt» bezeichnen. 
Dementsprechend müssen religiöse Werte im globalen Zeitalter normkonform sein, um allgemeine Akzeptanz zu finden und nicht als Quelle von Konflikten oder Kriegen zu dienen. Der Islam beziehungsweise dessen vor allem im arabischen Raum dominierende Auslegung hat insofern ein unübersehbares Modernitätsproblem, als einige seiner Anhänger Werte geltend machen, die weder politisch noch kulturell oder ökonomisch universalisierungsfähig sind und die sich nur mit Gewalt im globalen Maßstab durchsetzen lassen. Daraus resultiert einer der politischen Grundkonflikte unserer Zeit. Es ist – unter anderem – eine Folge der Entgrenzung des politischen und kulturellen Raumes, durch die eine Separierung bestimmter religiöser Räume schwer, wenn nicht unmöglich geworden ist. In früheren Zeiten hätte man sich mit den Islamisten durch territoriale Separation arrangieren können. Heute ist das nicht mehr möglich.
Die Mächte des Alten sind den auf eine Raumrevolution gestützten Mächten der Modernisierung endgültig unterlegen, sobald diese es geschafft haben, ihre machttechnische Überlegenheit in die Vorstellung eines säkularen Fortschritts des Menschengeschlechts einzubetten und sich selbst als Träger dieses Fortschritts darzustellen. Und das können sie infolge der raumrevolutionären Überwindung und Beseitigung alter Grenzziehungen und Besonderungen, die gegen die von ihnen vertretene neue Ordnung als bloßer Ausdruck von Willkür und Rückständigkeit erscheinen. Raumrevolutionen sind insofern immer auch Delegitimationen der alten Raumordnungen. Um dafür ein Beispiel zu geben: Die segmentäre Vielfalt und Fülle des Alten Reichs, des Heiligen Römischen Reichs deutscher Nation, hatte zu Beginn des 19. Jahrhunderts nicht den Hauch einer Chance, als Napoleon in Europa neue Grenzen zog und ein neues Recht durchsetzte, das den Erfordernissen der durch Entgrenzung erweiterten Räume sehr viel besser entsprach als die alten Rechtsordnungen mit ihren Sonderrechten und Privilegien sowie ihrer politisch-rechtlichen Kleinräumigkeit. Der Flickenteppich des alten Rechts genügte den Anforderungen der neuen Raumordnung nicht mehr. «Der große Rechtslehrer sitzt in Paris», schrieb Hegel damals.[2] Napoleon wurde darum für einige Zeit nicht als Zerstörer und Eroberer, sondern als Befreier und Modernisierer wahrgenommen. Indem er die beengten Verhältnisse des Alten Reichs in ihrer Kleinräumigkeit aufsprengte und im Code Civil durch universalisierungsfähige Begriffe und Regeln ersetzte, wurde er zum normativen Vollender einer Raumrevolution. Als deren Vollstrecker fungierte er ebenfalls, weil er als Erster ihre Bedeutung für den strategischen und taktischen Gebrauch des Militärs erkannt hatte. Napoleons strategisches Genie gründete sich auf eine neue Vorstellung von Raum und Zeit und davon, wie diese für militärische Operationen zu nutzen seien. Bei den Operationen seines Militärs setzte Napoleon auf Beschleunigung, weniger in taktischer als überwiegend in strategischer Hinsicht, was eine asymmetrische Raumschrumpfung zur Folge hatte: Für Napoleon waren die Räume kleiner als für seine Gegner, und dementsprechend besiegte er sie nach Belieben. Erst als er in Russland auf einen Gegner traf, dessen Raum so groß war, dass Napoleons Methode der Raumschrumpfung nicht mehr wirkte, scheiterte er. Clausewitz hat das in Vom Kriege präzise analysiert.[3]
Der Prozess der europäischen Einigung – beziehungsweise der Vereinheitlichung Europas – folgt ähnlichen Regeln und Gesetzmäßigkeiten. Die Verteidiger der alten Raumordnung, die mit der Begrifflichkeit territorialstaatlicher Souveränität hantieren, stehen, wenn die referierten Beobachtungen zutreffen, auf verlorenem Posten. Sie mögen Widerstand leisten, aber letztlich werden sie unterliegen, läuft die Raumrevolution doch darauf hinaus, dass es im globalen Maßstab künftig nur noch fünf, womöglich aber auch bloß noch drei Akteure geben wird, die handlungsfähig sind. Wenn Europa dazugehören will, muss es geschlossen auftreten und als einiger Akteur handeln.[4] Ein solcher kann in seinem Innern eine gewisse Diversität aufweisen, und das verfasste Europa versteht sich ja durchaus als Hüter dieser Diversität, aber die wird, wenn Europa bei der Gestaltung einer neuen Weltordnung mitbestimmen will, eher folkloristischen Charakter haben, als dass es sich dabei um relevante Grenzziehungen im politischen Raum handelt. 
Freilich gibt es bei solchen Veränderungen politischer und ökonomischer Räume immer Verlierer und Gewinner, und zwar quer zu den alten Grenzziehungen mitsamt den daran hängenden Rechten und Privilegien. Die klassische politische Ordnungsmarge der Unterscheidung zwischen Traditionalisten und Modernisierern, Konservativen und Progressiven dürfte für die politischen Binnenräume eine stärkere Bedeutung erhalten, wenn die sozialen und mentalen Effekte der jüngsten raumrevolutionären Entgrenzungen sich noch mehr als bisher bemerkbar machen. Selbst innerhalb der EU gibt es inzwischen Vorschläge für einen Binnenprotektionismus, um die Folgen ökonomischer Raumerweiterungen zu begrenzen. Aber das sind mikropolitische Effekte angesichts der Dimensionen, die diese Raumrevolution hat. Kehren wir also zunächst noch einmal auf die Ebene der Makropolitik zurück und werfen einen Blick auf deren systematische Reflexion durch die Theorien der Geopolitik.
Zu Beginn des 20. Jahrhunderts kam es zu einem großen Disput zwischen den Anhängern des amerikanischen Admirals und Geostrategen Alfred Thayer Mahan, der die Seeherrschaft als Schlüssel der Weltherrschaft ausgemacht hatte, und dem britischen Geographen und Geopolitiker Halford J. Mackinder, der vom Ende des kolumbianischen Zeitalters sprach und eine Rückverlagerung der Machtzentren vom Meer aufs Land voraussagte.[5] In gewisser Hinsicht war es das Unglück Europas, dass Kaiser Wilhelm II. und Admiral Tirpitz, der Schöpfer der deutschen Schlachtflotte, eingefleischte Mahanisten waren, während man in England den 1904 vorgetragenen Überlegungen Mackinders wachsende Beachtung schenkte, wonach ein Bündnis zwischen Heartland und Rimland, konkret: Russland und Deutschland, die Macht des Britischen Empire erschüttern könne und darum unter allen Umständen zu verhindern sei. Mackinder begründete die Verlagerung des geopolitischen Zentrums vom Meer aufs Land mit der Entstehung und dem Ausbau des Eisenbahnsystems, also der Umstellung des Transportwesens von Muskelkraft auf fossile Energie, wodurch die riesigen Räume Eurasiens erschlossen und als Machtressource genutzt werden konnten. In der Folge dessen schwanden die Vorteile, die das Meer gegenüber dem Land in transporttechnischer Hinsicht bis dahin gehabt hatte. Während Kaiser Wilhelm und Admiral Tirpitz eine Kriegsflotte bauen ließen, um die Anerkennung Deutschlands als gleichberechtigter Partner bei der Ausübung der Seeherrschaft zu erzwingen, stellten die Briten ihre Konfrontation mit den Russen in Zentralasien und im mittleren Orient auf Kooperation um, beendeten also das great game, wie man diese Konfrontation genannt hat, und näherten sich mehr und mehr der gegen Deutschland gerichteten Entente zwischen Frankreich und Russland an. Die Folgen sind bekannt und müssen nicht weiter geschildert werden. Geopolitische Theorien haben jedenfalls das Ihre zum Weg in den Ersten Weltkrieg beigetragen.[6]
Für unsere Frage nach den geopolitischen Umbrüchen und Verwerfungen im 21. Jahrhundert ist an dem Einfluss geopolitischer Theorien auf die Bündnissysteme in Europa vor dem Ersten Weltkrieg bedeutsam, dass offenbar nicht nur tatsächliche Veränderungen der Räume, also die Raumrevolutionen selbst, sondern auch deren Reflexion und Theoretisierung konfliktverschärfend wirken, wenn sie von den Deutungs- zu den Entscheidungseliten hinüberwandern und sich dort von bloßen Optionen in strategische Direktiven verwandeln. Vermutlich sind die Begriffe «Geopolitik» und «Geostrategie» auch darum von so vielen Warn- und Verbotsschildern umgeben, weil hier angestellte Überlegungen schon bald ein Eigenleben entwickeln und dann nicht mehr unter der Kontrolle von Theoretikern zu halten sind.[7] Geopolitisches Denken ist gefährlich. Beginnen wir also damit.
3.
Zwischen dem 13. und dem 17. Jahrhundert entwickelte sich in Europa eine Ordnung der politischen Räume, die bis ins späte 20. Jahrhundert Bestand gehabt hat und an der nach wie vor die völkerrechtliche Rahmung politischen Handelns orientiert ist. Fix- und Angelpunkt dieser Raumordnung war der Territorialstaat, der mit dem vor allem von amerikanischen Politikwissenschaftlern so bezeichneten «Westfälischen System» zum Monopolisten des politischen Handelns aufgestiegen ist. Solange wir von internationaler Ordnung und internationalen Beziehungen sprechen, bewegen wir uns normlogisch innerhalb dieses «Westfälischen Systems». In ihm ist die Ordnung der politischen Räume eine von Territorialstaaten, und die relevanten Grenzziehungen sind ausschließlich solche, die zwischen Territorialstaaten verlaufen. In gewisser Hinsicht ist die Generalversammlung der Vereinten Nationen die symbolische Repräsentation dieser politischen Raumordnung; der schleichende Bedeutungsverlust der UN-Generalversammlung in den letzten Jahrzehnten hat auch mit der währenddessen erfolgten Raumrevolution zu tun, nämlich der Überlagerung der alten durch eine neue Ordnung. Neben dem «Westfälischen System» hat sich nämlich seit dem Ende des 20. Jahrhunderts eine zweite Ordnung des politischen Raums herausgebildet, die wir üblicherweise als transnational bezeichnen, in der also die Staaten nicht mehr die Hauptakteure oder gar Monopolisten des Politischen sind, sondern sich Macht und Einfluss mit raumübergreifenden Akteuren teilen, mit Nichtregierungsorganisationen, global agierenden Unternehmen wie Google oder Facebook, Staatengruppen oder eben Imperien. Die Revolution des politischen Raums, die seit dem späten 20. Jahrhundert in Gang ist, hat sich in diesen transnationalen Akteuren konkretisiert. Um die Raumrevolution zu begreifen, ist ein rückversichernder Blick auf die Anfänge jener Staatenordnung vonnöten, die jetzt schrittweise an Bedeutung verliert.
Kernelement dieser Ordnung war und ist nach wie vor die Verkörperung des Politischen in Gestalt des Souveräns und in der Territorialität des von ihm beherrschten Raumes. Das dichte Geflecht personaler Beziehungen, das die politische Ordnung des Mittelalters gekennzeichnet hatte, wurde mit dem Aufstieg des Territorialstaates durch eine Ordnung abgelöst, in der die Loyalität der Menschen daran gebunden war, dass sie in einem bestimmten Gebiet wohnten und lebten. Hier waren sie den Gesetzen und Anweisungen des Souveräns unterworfen. Der Personenverbandsstaat des Mittelalters, wie der Historiker Theodor Mayer ihn genannt hat,[1] konstituiert durch personale Verpflichtungsbeziehungen, deren Geltung territorial nicht begrenzt war (was nur unter der Bedingung einer notorischen Kleinräumigkeit politischer und sozialer Beziehungen möglich war), wurde durch den institutionellen Flächenstaat der europäischen Neuzeit abgelöst – was auf eine formidable Raumrevolution des Politischen hinauslief. 
Die Rechts- und Politikgeschichte haben sich lange Zeit vor allem mit der Entstehung des Souveränitätsgedankens als Umstellung von personalen Reziprozitäts- auf allgemeine Gehorsamsbeziehungen beschäftigt, doch mindestens ebenso wichtig war die damit einhergehende räumliche Beschränkung dieses Souveränitätsanspruchs auf ein begrenztes Territorium. Innerhalb dieses Territoriums war die Souveränität unbegrenzt, aber außerhalb dessen spielte sie keine Rolle, weil dort der Gehorsams- und Loyalitätsanspruch eines anderen, in der Regel konkurrierenden Souveräns galt. Damit wurden die Verpflichtungen eindeutig, und die Loyalitätskonflikte und Gehorsamskonkurrenzen, die für die politische Ordnung des Mittelalters typisch waren, wurden allmählich durch klare Subordinationsverhältnisse und Gehorsamsstrukturen abgelöst. Man könnte auch sagen, dass die Hierarchie als politisches Ordnungsprinzip durch eine segmentäre Verräumlichung, eben das Nebeneinander der Staaten, ersetzt wurde. Für die neue Ordnung war typisch, dass Entscheidungskompetenz und Loyalitätserwartung unter dem Einfluss des Souveränitätsbegriffs absolut wurden, diese Ausdehnung der Befugnisse jedoch durch die räumliche Limitierung ihrer Geltung ausgeglichen wurde: Wenn vom rex Franciae gesagt wurde, er sei legibus absolutus und superiorem non recognoscens, also weder Kaiser noch Papst verpflichtet,[2] so wurde diese Erhebung neben der Begrenzung auf weltliche Angelegenheiten (in temporalibus) stets auch auf das Herrschaftsgebiet des französischen Königs eingeschränkt (in suo regno).
Dieser neue Loyalitäts- und Gehorsamsanspruch musste zunächst jedoch gegen konkurrierende Akteure durchgesetzt werden, und dabei kam es zu erbitterten Auseinandersetzungen mit transterritorial angelegten, personenverbandlich organisierten Akteuren. Der Kampf Philipps des Schönen von Frankreich gegen den Templerorden und dessen blutige Zerschlagung auf französischem Herrschaftsgebiet hat das Interesse der historisch-romantischen Literatur gefunden, weil man vom verborgenen Schatz des Ritterordens phantasierte und die Grausamkeiten ausfabulierte, mit denen den letzten Ordensrittern das Geheimnis ihres Reichtums entrissen worden sei. Politiktheoretisch betrachtet ging es jedoch um die Zerschlagung einer nichtterritorialisierten Netzwerkorganisation, einer, wenn man so will, bewaffneten NGO, die für ihren Kampf im Heiligen Land auch in Frankreich ein Gewebe von Loyalitäten und Vermögensabschöpfungen entwickelt hatte, und dies war mit der neuen Ordnung der politischen Räume inkompatibel. Das wiederholte sich anschließend im Kampf der Territorialherrscher mit den Kaufmannsverbünden der Hanse. Die Reformation in West- und Nordeuropa ist dieser Neuordnung der politischen Räume zu Hilfe gekommen, insofern sie die Gehorsamserwartungen und Besteuerungspraktiken der territorienübergreifenden Römischen Kurie delegitimierte, einer neben den Ritterorden weiteren transterritorialen Organisation. Im Unterschied zu den Templern haben sich der Deutsche Ritterorden in Preußen und der Johanniterorden auf Malta territorialisiert und damit den neuen politischen Raumkonstellationen angepasst.
Die Umstellung der politischen Ordnung von Personalität auf Territorialität hatte neben der Vereindeutigung von Protektion und Obligation einen weiteren Effekt: Sie brachte einen klar identifizierbaren body politic hervor, der bei Konflikten zwischen den Souveränen zum Objekt von Angriffen und Repressalien wurde, der durch seine physische Verletzlichkeit den Politikern aber auch nahelegte, Attacken auf einen benachbarten body politic sorgsam abzuwägen, weil man dann mit entsprechenden Angriffen auf den eigenen politischen Körper rechnen musste. So entstand ein System der Reziprozität von Verletzlichkeit und Verletzungsfähigkeit, das man im weiteren Sinn als symmetrisch bezeichnen kann. Nichtterritoriale Politikakteure, also solche, die keinen body politic ausgebildet haben, stellen eine systemische Bedrohung dar, weil für sie aus ihrer Unkörperlichkeit Vorteile erwachsen, die asymmetrisch sind. Vulneranz und Vulnerabilität der politischen Willen zügelten sich unter den Bedingungen ihrer durchgängigen Verkörperlichung als Zulassungsbedingung zur politischen Ordnung der Territorialstaaten gegenseitig.[3] Wo Vulneranz ist, ist hier auch Vulnerabilität. Auch wenn daraus keine stabile und verlässliche Friedensordnung erwuchs, so hat die Verkörperlichung des politischen Willens doch zu einer Begrenzung der Gewalt geführt, die sich auf die Formel «Verwundbarkeit sichert Vernünftigkeit» bringen lässt. 
Das ändert sich jedoch, sobald wieder Akteure auftauchen, die qua Entkörperlichung diesen Bedingungen nicht unterliegen. Damit halten Asymmetrien in den Politikbetrieb Einzug, und inkompatible Rationalitäten treffen aufeinander. Das, so die hier vertretene These, ist das wesentliche Merkmal der gegenwärtigen Lage. Kurz gesagt heißt das, dass entterritorialisierte Akteure in kein Abschreckungsregime einbindbar sind, weil sie keinen politischen Körper haben, gegen den eine entsprechende Gewalt- oder Strafandrohung gerichtet werden kann. Was ihre Vulneranz anbetrifft, so verfügen diese nichtterritorialen Akteure in sehr viel höherem Maße über Raum und Zeit als die mit der Sorge um ihre Vulnerabilität befassten body politic-Akteure. In der Folge dessen hat die Idee des präventiven wie präemptiven Agierens in der Sicherheitspolitik der Staaten neue Bedeutung erlangt: Wen man nicht abschrecken kann, dem muss man zuvorkommen. Die Veränderung der Raumordnung ist mit einer Veränderung des Zeitregimes verbunden: Territorialität ermöglichte qua Verkörperlichung politischer Akteure eine Politik des Zuwartens; ein vermehrtes Auftreten entkörperlichter Akteure, so genannter Netzwerke, macht dies unmöglich.
4.
Die Vulnerabilität von Territorialstaaten war und ist die Grundlage des Vertrauens, auf das eine internationale Ordnung angewiesen ist, wenn sie stabil sein soll. Die mit militärischen Mitteln kaum zu treffenden und auf diese Weise darum auch nicht abzuschreckenden beziehungsweise in ein System der Abschreckung einzubindenden entterritorialisierten Akteure stellen eine grundsätzliche und dauerhafte Bedrohung der staatlichen Ordnung dar, selbst wenn diese Bedrohung nicht virulent, sondern bloß potentiell ist.[1] Der war on terror, den die USA nach den Anschlägen vom 11. September 2001 ausgerufen haben, ist darum kein Krieg, der in absehbarer Zeit zu Ende gehen wird, selbst dann nicht, wenn das Netzwerk al-Qaida weitgehend zerrissen und vernichtet sein sollte. Da al-Qaida und entsprechende Nachfolgeorganisationen an kein Territorium gebunden sind, das man besetzen und dessen Ressourcen man zuverlässig unter Kontrolle bringen kann, sondern sich aus der Tiefe des sozialen Raumes heraus jederzeit neu zu formieren vermögen, werden die zu ihrer Bekämpfung entwickelten Strukturen und Fähigkeiten wohl auf Dauer gestellt werden müssen. Das ist eine eher bedrückende Aussicht, aber das Verschwinden der Territorialität als Garant einer leidlich zuverlässigen Berechenbarkeit der politischen Akteure hat weitreichende Folgen. Das heißt nicht, dass die OSZE-Strukturen in Europa überflüssig geworden sind, doch sie sind für die Staaten kein zuverlässiger Schutz mehr gegen Angriffe von außen. 
Für den Blick in die sicherheitspolitische Zukunft sollte man diesen Gedanken zuspitzen: Die geschwundene Relevanz des Territoriums bei der Herstellung politischer Verlässlichkeit wird seit einiger Zeit durch die Entwicklung eines Überwachungs- und Kontrollregimes kompensiert, von dem durch die Enthüllungen des früheren NSA-Mitarbeiters Edward Snowden zuletzt ein Teil sichtbar geworden ist. Man mag darüber streiten, was für das persönliche Sicherheitsempfinden der Menschen unerträglicher ist: die wechselseitige Geiselnahme der auf einem Territorium lebenden Bevölkerungen in den Zielkoordinaten der Trägersysteme gegnerischer Mächte, wie dies im nuklearen Patt der Supermächte bis in die späten 1980er Jahre der Fall war – oder die permanente Überwachung dieser Bevölkerungen auf dem eigenen und in den angrenzenden Gebieten, die von der Speicherung der Kommunikation bis zur Erstellung von Bewegungsprofilen reicht. Der Zweck besteht jedenfalls darin, die durch Entterritorialisierung unsichtbar gewordenen potentiellen Angreifer in Form von Kommunikationsüberwachung schließlich doch wieder erkennbar zu machen. Gibt es eine Rechtfertigung dieser Überwachungs- und Kontrollregime, so besteht sie darin, den Zeitdruck, der aus der Entkörperlichung einiger Akteure für die Staaten entstanden ist, zu relativieren. Sie verschafft den territorialen Akteuren wieder eine gewisse Zeitsouveränität.
Diese Überwachungs- und Kontrollsysteme sind darauf ausgelegt, potentiell jeden von uns zu erfassen, weil an die Stelle der staatlichen Akteure als militärisch relevante Bedroher kleine Gruppen getreten sind, die mit minimalem Ressourcenaufwand und unter Ausnutzung der dichten Medienwelt in den westlichen Gesellschaften zu politisch gefährlichen Bedrohungen werden können – oder dies längst geworden sind. Es wird also darum gehen, die Überwachungsregime mit ihren Ausspähprogrammen bestimmten rechtlichen Regeln zu unterwerfen und unter politischer Kontrolle zu halten. Man könnte auch sagen, dass das, was die Haager Landkriegsordnung und die Genfer Konventionen für die herkömmliche Art der Kriegführung waren, jetzt in analoger Form für die Überwachungs- und Kontrollsysteme als Substitute der Abschreckungsstrategie entwickelt werden muss – nur dass diese nicht symmetrisch angelegt ist wie die Haager Landkriegsordnung, sondern eher auf die Asymmetrien zwischen Kombattanten und Nonkombattanten zu achten hat, wie dies auch in den Genfer Konventionen der Fall ist.
Das gilt im Übrigen nicht nur für die Überwachungssysteme, sondern auch für die Operationen, die gegen Terroristen und Terrorismusverdächtige durchgeführt werden. Wir können hier beobachten, wie die US-amerikanische Strategie zur Bekämpfung des Terrorismus zunächst noch ganz dem Territorialitätsparadigma verhaftet war, insofern man glaubte, durch eine militärische Intervention in Afghanistan, wo sich zeitweilig die Ausbildungszentren von al-Qaida befanden, wo also die Restterritorialität eines im Prinzip entterritorialisierten Akteurs auszumachen war, könne man dem Terrorismus «das Wasser abgraben», ihn «trockenlegen» und mitsamt «seinen Wurzeln» beseitigen. In der Metaphorik dieses Handlungsmodells zeigt sich die Bindung des klassischen strategischen Denkens an einen bestimmten Raum: Sämtliche strategischen Optionen werden auf ein Territorium, auf bestimmten Grund und Boden bezogen. Als Schlüsselelement des war on terror hat sich das Afghanistanprojekt jedoch als Fehlschlag erwiesen, weil sich ein entterritorialisierter Akteur auf territorial begrenztem Raum nicht stellen und fassen lässt. Schon bald hatte man es in Afghanistan nur noch mit den Taliban zu tun, während sich al-Qaida, um die es doch eigentlich ging, nach Pakistan oder wohin auch immer zurückgezogen hatte. Strategisch betrachtet, hatte man danebengegriffen und in Afghanistan Kräfte und Ressourcen gebunden, die andernorts fehlten. Es bestand die Gefahr, dass man sich ökonomisch verausgabte, ohne davon irgendeinen strategischen Nutzen zu haben.
Der Präsidentschaftswechsel von George W. Bush zu Barack Obama war auch mit einem Strategiewechsel im Kampf gegen den Terror verbunden, und die sichtbare Seite dieses Umdenkens ist der Übergang von einem Bodenkrieg, wie er in Afghanistan geführt wurde, zum Krieg der Späh- und Kampfdrohnen, der für den Kampf gegen einen hochmobilen Gegner ohne feste territoriale Stützpunkte erkennbar besser geeignet ist. Um im Drohnenkrieg erfolgreich zu sein, braucht man jedoch Informationen über die Bewegungen und zeitweiligen Aufenthaltsorte des Gegners; die Beschaffung zuverlässiger Informationen ist der Schlüssel für einen erfolgreichen Einsatz der mit Drohnen durchgeführten signature strikes. So kommt es nicht von ungefähr, dass der Krieg gegen den Terror mehr und mehr zu einer Angelegenheit des Geheimdienstes geworden ist beziehungsweise das Militär, wo es in dieser neuen Strategie eine Rolle spielt, sich in zunehmendem Maße der Denkweise und den Handlungsmodi des Geheimdienstes anpassen muss.[2] Darüber ließe sich noch mancherlei sagen, von den rechtlichen und moralischen Dilemmata des Tötens aus der Luft bis zu den riskanten politischen Folgen, die daraus erwachsen,[3] aber das ist hier nicht das Thema, sondern es geht um die Folgen, die diese Veränderungen für die Vorstellung vom Raum, seiner politischen Ordnung und dem strategischen Gebrauch, der von ihm gemacht wird, im 21. Jahrhundert haben werden. Dazu drei kurze Bemerkungen:
1. Raumverteidigung als Behauptung eines Territoriums, das man als sein eigenes beansprucht, spielt immer weniger eine Rolle, und nur auf den ersten Blick steht das russische Agieren auf der Krim und in der Ostukraine dazu im Widerspruch. Der konkrete Raum im Sinne eines zuverlässig kontrollierten Territoriums hat als Grundlage für die Herausbildung und Geltendmachung eines politischen Willens zunehmend an Bedeutung verloren, und diese Entwicklung wird wohl noch weiter gehen. Davon ausgenommen sind Gebiete, in denen wirtschaftlich relevante, also strategische Rohstoffvorkommen lagern oder vermutet werden. In solchen Gebieten, etwa im Ostkongo, aber vor allem im Nahen und Mittleren Osten, wo es um Erdöl geht, dürfte es auch weiterhin Kriege um Territorien geben. Es ist nicht auszuschließen, dass Teile des Meeresbodens ebenfalls zu einem solchen politisch konkreten, militärisch umkämpften Raum werden. Dabei dreht es sich aber nicht mehr wesentlich um die politische Zugehörigkeit und Loyalität der auf dem Territorium lebenden Menschen, sondern vor allem um den Zugriff auf die dort vorhandenen Ressourcen. Diese Entwicklung steht nur scheinbar im Widerspruch zu den Identitätskriegen, die von der britischen Politikwissenschaftlerin Mary Kaldor als ein Charakteristikum der neuen Kriege ausgemacht worden sind: In ihnen wird nicht mehr Territorium und darauf lebende Bevölkerung erobert, sondern das Territorium wird von den Bevölkerungsgruppen «gesäubert», die nach Auffassung der «Eroberer» dort nichts zu suchen haben. Diese Kriege gibt es nach wie vor, und sie stellen die andere Seite der Ressourcenkriege dar.[4] Aber die Identitätskriege werden keine Bedeutung für die Frage der Weltordnung haben. Eine ihrer Varianten sind Kriege um ein Territorium, das als heilig gilt, also religiös markiert ist. Das ist das Spezifikum des Nahen Ostens mit seiner Fülle heiliger Stätten von Jerusalem über Mekka und Medina bis Kerbela.
2. Raumverteidigung wird sich künftig sehr viel stärker als Verteidigung oder ausspähende Durchdringung von Kommunikations- und Informationsräumen darstellen. In Variation zu Carl Schmitt: Weltpolitischer Souverän ist, wer die globalen Kommunikationsräume beherrscht. Solche Räume, die eher virtuelle als reale Räume sind, sind nicht in der Weise physisch abgrenzbar, wie dies bei dem Territorium von Staaten der Fall war und ist. Das zeigt sich in der Debatte um den Schutz der Bürger eines Staates gegen deren Ausspähung durch die Geheimdienste anderer Länder. Die verzweifelte Konzentration auf Kabel und Server, die sich auf dem je eigenen Territorium befinden, zeigt an, dass Territorialität keine zureichende Größe mehr für die Definition der relevanten Räume und ihres Schutzes ist. Die Territorialstaaten wissen aber nicht, wie sie anders auf die Bedrohung reagieren können, als trotzig auf der Bedeutung ihres Territoriums zu insistieren. Die Sicherung von Informationen und Wissen gegen deren Ausspähung durch Fremde ist zum Schlüssel für das Geltendmachen eines politischen Willens und die Bewahrung von ökonomischem Wohlstand geworden. Die Sicherheit von Kommunikationsräumen und Informationszentren ist also keine beiläufige oder nachgeordnete Angelegenheit, sondern sie ist an die Stelle dessen getreten, was früher einmal Territorium im Sinne von Grund und Boden war. Hier begegnen wir der Raumrevolution des 21. Jahrhunderts mitsamt ihren sicherheitspolitischen Folgen.
3. Mit der Erosion einer auf physischen Grenzziehungen beruhenden politischen Ordnung infolge des Bedeutungsverlusts der Territorialität schwindet auch die ordnungsstiftende Relevanz des Territorialstaats, und parallel dazu wächst die Macht raumbeherrschender Imperien. Was bei den die Weltmeere beherrschenden Imperien bereits zu beobachten war und in dem schwer zu definierenden Begriff der Seeherrschaft seinen Niederschlag gefunden hat, gilt nun für alle und hat die konkurrierende Raumordnung der Territorialstaaten in eine Legitimations- und Effizienzkrise gebracht. Die Beherrschung des Luftraums und anschließend die des Weltraums ist entscheidend für die als zentral ausgemachte Informations- und Kommunikationskontrolle. Es werden drei, vielleicht auch vier oder fünf Akteure sein, die in Zukunft als politische global players eine Rolle spielen, und der Rest wird Zuschauer dieses Spiels oder vielmehr Schutzbefohlener eines solchen global players sein. Es ist besorgniserregend, dass die Europäer sicherheitspolitisch hier nicht gut aufgestellt sind und immer weiter ins Hintertreffen geraten. Das ist das eigentlich Spannende an den Enthüllungen Edward Snowdens: wie sehr die Europäer in diesem Bereich von den USA abhängig sind. Weil sie die Frage des Raums weiterhin als eine des Territoriums betrachtet haben, sind sie heute nicht mehr der Herr ihrer Entscheidungen: Sie fühlen (und wissen) sich von den USA ausgespäht und sind doch sicherheitspolitisch von den USA abhängig – jedenfalls was die globalen und fluiden Bedrohungen anbetrifft, während die Sorge für die Sicherheit der Grenzen, also des Territorialen, inzwischen seitens der USA zunehmend den Europäern überlassen wird. Das zeigt sich nirgendwo deutlicher als im Ukrainekonflikt.
Abschließend noch ein Blick auf die Wiederkehr der Imperien und ihre Rolle als raumbeherrschende Mächte, die nicht an ein bestimmtes Territorium gebunden sind. Sie nämlich werden die Räume im 21. Jahrhundert kontrollieren und ihren Interessen gemäß politisch und ökonomisch bewirtschaften.
5.
Eines der Definitionsmerkmale von Imperien oder Weltreichen ist, dass sie den Raum über die Grenzen des im strengen Sinn ihnen zugerechneten Territoriums hinaus beherrschen und dass ihre Vorstellung von Raumbeherrschung nicht auf die Kontrolle eines bestimmten Territoriums beschränkt bleibt, wie das bei Staaten der Fall ist.[1] Diese raumbezogene Gegenüberstellung von Staaten und Imperien ist sicherlich idealtypisch, und bei einer gründlichen Beschäftigung mit der Geschichte der großen Imperien vom Römischen Reich bis zu den USA dürften dem vergleichend arbeitenden Historiker jede Menge Hybridbildungen in den Sinn kommen. Unbestreitbar ist obendrein, dass das hier als imperiumstypisch bezeichnete Raumverständnis traditionell bei Seeimperien stärker ausgeprägt war als bei Landimperien. Deswegen ist im Hinblick auf zukünftige Konstellationen sehr viel mehr von der historischen Figuration des Seeimperiums zu lernen als von den Steppen- beziehungsweise Landimperien der Mongolen, der chinesischen Kaiser oder der russischen Zaren.
Infolge der sehr viel größeren Ausdehnung und der daraus resultierenden geringeren Intensität von Herrschaft haben sich Seeimperien weniger auf die Beherrschung von Territorien als vielmehr auf die Kontrolle von Strömen konzentriert: Strömen von Gütern und Menschen, von Kapital und Informationen. Die Schlagader des Britischen Empire, die Verbindung zwischen den englischen Häfen über Gibraltar und das Mittelmeer durch den Suezkanal und das Rote Meer bis nach Indien, ist dafür ein Beispiel. Dabei spielte gelegentlich auch die Kontrolle von Territorien eine Rolle, wie im Fall Ägyptens und des Sudans, aber diese Formen von Landnahme blieben funktional auf die imperiale Verbindungsader bezogen, eben den Strom der Güter und Rohstoffe. In Analogie dazu können wir uns auch die «strombezogene» Raumkontrolle eines gegenwärtigen oder zukünftigen Imperiums vorstellen, wobei zwei Typen von Strömen zu unterscheiden sind: die virtuellen, in denen sich Kommunikation und Informationsübermittlung abspielen, und die physisch realen, bei denen es sich um die großen Transportlinien für Rohstoffe und Fertigprodukte handelt; das können Pipelines, Eisenbahnlinien oder Seewege sein, und genau diese sind bezeichnenderweise auch die Angriffspunkte für antiimperiale Akteure. Partisanen, Saboteure, Piraten und Hacker sind die sicherheitspolitische Herausforderung des 21. Jahrhunderts. Es ist die bevorzugte Aufgabe von Imperien, dass sie für eine relative Sicherheit dieser Verbindungslinien sorgen. Auf diese Weise stellen sie die Kernelemente einer neuen Ordnung des Raums her. Man kann das auch umdrehen: Wer beide Typen von Strömen, die virtuellen und die physischen, zu sichern vermag und auf längere Sicht diese Aufgabe übernimmt, verwandelt sich zwangsläufig in einen imperialen Akteur. Raumsicherheit entscheidet sich im 21. Jahrhundert nicht mehr an Grenzen, sondern an den in der Strommetapher gefassten Verbindungskanälen, ohne deren garantierte Sicherheit die globale Wirtschaft nicht zuverlässig funktionieren kann. Zur Sicherung der verschiedenartigen Ströme kommt schließlich noch die Durchsetzung der Normgeltung hinzu, die unter globalen Bedingungen ebenfalls zunehmend eine Aufgabe imperialer Akteure ist. Im 19. Jahrhundert ist dem Britischen Empire, im 20. Jahrhundert den USA diese Aufgabe zugefallen. Die Europäer müssen entscheiden, welche Rolle sie in dieser Frage im 21. Jahrhundert spielen wollen. Dabei ist Nichtentscheidung auch eine Entscheidung.
Ströme wie Normen können auf dreierlei Art bedroht werden: Da sind zunächst konkurrierende imperiale Akteure, die ein Interesse daran haben, die Hauptschlagader eines anderen Imperiums zu durchtrennen oder dessen Normen zu desavouieren und dadurch ihre eigene Macht auszudehnen. Eine solche Konfrontation, die zu einem global ausgetragenen Krieg führen kann, ist nicht prinzipiell auszuschließen, aber wegen der bei den imperialen Akteuren zu unterstellenden Reziprozität von Vulnerabilität und Vulneranz nicht unbedingt wahrscheinlich. Die rationale Interessenabwägung spricht jedenfalls gegen einen solchen Krieg, in den die USA und China, aber vermutlich auch Russland und die Europäer verwickelt sein würden. 
Da sind sodann, zweitens, die vielen kleinen entterritorialisierten Akteure, die wie Partisanen diese Ströme und Normbereiche attackieren können, von Hackern über Anschlagsserien bis zu Selbstmordattentätern. Da diese Akteure selbst weder vergleichbare Schlagadern noch Normbindungen haben, also keine reziproke Vulnerabilität aufweisen, ist die Wahrscheinlichkeit solcher Kriege, von denen wir auch zurzeit einige erleben, eher hoch. Hier dürfte sich ein permanenter Kleinkrieg entwickeln, der aus der Perspektive der Imperien viele Ähnlichkeiten mit Polizeiaktionen haben wird. Es gibt gute Gründe für die Annahme, dass dies die Art des Krieges um Raumkontrolle im 21. Jahrhundert sein wird. Es ist nicht mehr der klassische Krieg zwischen Staaten, und vermutlich wird in diesen Kriegen auch die herkömmliche Unterscheidung zwischen Krieg und Frieden keine Rolle mehr spielen. Überhaupt sind die globalen Strukturen durch eine weitgehende Erosion der binären Ordnungsbegriffe gekennzeichnet, die für das territorialbezogene «Westfälische System» charakteristisch waren: nicht nur die Unterscheidung von Krieg und Frieden gehört dazu, sondern auch die zwischen Staatenkrieg und Bürgerkrieg, Angriffskrieg und Verteidigungskrieg, Kombattanten und Nonkombattanten usw. Während für diese Ordnungsbegrifflichkeit das Prinzip des tertium non datur galt, wonach es ein dazwischen befindliches Drittes nicht gab (exakt das kennzeichnet sie als binäre Ordnung), ist für die deterritorialisierte Raumordnung und die um sie und in ihr geführten Kriege die Häufung von Hybriden charakteristisch. Die Hybridisierung der herkömmlichen Binarität wird zum Merkmal der neuen Raumordnung. Es wird dies ein permanenter Krieg sein, der ohne größeres Aufsehen stattfindet. Der Begriff «Hybridkrieg» steht für die Auflösung der alten binären Ordnung.
Es gibt freilich noch eine dritte Bedrohung, die nicht unerwähnt bleiben darf: die nämlich, dass sich mit einem Mal keiner mehr findet, der die Lasten der imperialen Rolle zu übernehmen bereit ist. Imperien investieren in kollektive Güter, und dabei verausgaben sie eigene Ressourcen, deren positive Effekte dann von allen konsumiert werden können. Die aus der ökonomischen Theorie bekannte «Tragödie der Allmende»[2] könnte sich hier wiederholen: Alle nutzen sie, aber keiner kümmert sich um ihren Fortbestand. Dass derlei eintritt, kann man jedenfalls nicht ausschließen. Das Ende des Römischen Reichs im Westen war historisch ein solcher Fall. Sollte die internationale Ordnung einer «Tragödie der Allmende» zum Opfer fallen, so wird es zur Rückkehr kleinräumiger Ordnungen kommen, und damit werden dramatische Wohlstandseinbußen verbunden sein. Die Folgen muss man nicht ausmalen; schon ihre bloße Andeutung spricht dafür, dass Europa sich aus der hier entwickelten imperialen Aufgabenbeschreibung nicht verabschieden kann, sondern größere Anstrengungen in ihr übernehmen wird.
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